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1. Ein respektvolles gesellschaftliches Miteinander  
und Akzeptanz im Alltag stärken! 

 
1.2 Wie wollen Sie dafür eintreten, dass der Nationale Aktionsplan gegen Homophobie 
und Transfeindlichkeit klare zeitlich definierte Zielvereinbarungen, belastbare 
Selbstverpflichtungen der zuständigen staatlichen Stellen und angemessene 
Haushaltsmittel zur Prävention und Bekämpfung von Homophobie und Transfeindlichkeit 
umfasst?  
 
Union 

 
„CDU und CSU werben für Toleranz und wenden sich gegen homophobe 
Tendenzen genauso wie gegen jede Form der Diskriminierung. Um einen 
wirksamen Diskriminierungsschutz in Deutschland sicherzustellen, wurde mit 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend geschaffen, die sowohl als Ansprechpartnerin 

für alle von Diskriminierung Betroffenen fungiert, als auch mit eigenen Programmen zu einem 
Abbau von Diskriminierung beiträgt.“ 
 
SPD 

„Im Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf bezogene Intoleranz (NAP) 
sind die Aufrechterhaltung und Verteidigung unserer vielfältigen Gesellschaft 
festgeschrieben. Es ist der Initiative der SPD-Bundestagsfraktion zu 
verdanken, dass die Erweiterung des Nationalen Aktionsplans gegen 
Rassismus um die Themenfelder Trans- und Homophobie in Angriff genommen 

wurde. Im Austausch mit Verbänden und der Zivilgesellschaft wurden Impulse aufgenommen 
und auf breiter Ebene diskutiert. Dass die Erweiterung und damit ein neuer NAP kürzlich vom 
Kabinett beschlossen wurde, ist ein erster wichtiger Schritt, dem zähe Verhandlungen mit dem 
Koalitionspartner vorausgingen. 
 
Für uns ist besonders wichtig, dass der NAP nicht als statisches Programm zu verstehen ist, 
sondern einen Rahmen darstellt, der offen ist für weitere Diskurse im Sinne eines politischen 
Projekts. Dabei leisten auch die Länder und Kommunen einen unverzichtbaren Beitrag, indem 
sie gezielt auf Bedürfnisse und Probleme vor Ort reagieren. Die Zusammenarbeit mit 
zivilgesellschaftlichen Initiativen und Organisationen – unter anderem mit dem LSVD – ist für 
uns von besonderer Bedeutung. Sie muss auch künftig in verschiedenen Formaten mit dem Ziel 
eines transparenten und konstruktiven Austausches fortgesetzt werden. 
 
Die Haushaltsplanung sieht vor, dass für das Jahr 2018 die Mittel für den Bereich 
Demokratieförderung/Extremismusprävention um 11 Millionen aufgestockt werden sollen. 
Allerdings steht diese Aufstockung noch unter Vorbehalt, da der Deutsche Bundestag den 
Haushalt für das kommende Jahr noch verabschieden muss.“ 
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Linke 
„DIE LINKE unterstützt die Forderung eines nationale Aktionsplans gegen 
Homophobie und Transfeindlichkeit, der stetig mit Betroffenenverbänden 
weiterentwickelt wird, wo Ziele festgelegt und kontrolliert werden, der 
wissenschaftlich evaluiert und im Hinblick auf Mehrfachdiskriminierung im 
Sinne der Intersektionalität ausgebaut wird. Dies kann aus Sicht der LINKEN 
nur mit einem dauerhaften Haushaltsposten gewährleistet werden. Ziel muss 

es darüber hinaus sein, eine Sensibilität in den Instituitionen herzustellen, Verwaltungen müssen 
sich wandeln. Eine proaktive Einstellungspolitik gegenüber LSBTI würde hier ein deutliches 
Zeichen setzen.“ 
 
Grüne  

„Wir stehen für eine Politik der Vielfalt sowie für klare Kante gegen 
Diskriminierung. Wo GRÜNE regieren, gibt es wirksame Aktionspläne gegen 
Homo- und Transphobie. Das wollen wir auch auf Bundesebene. Unsere 
Bundestagsfraktion hat bereits 2009 den ersten Entwurf für einen 
bundesweiten Aktionsplan für Vielfalt und Respekt vorgelegt, der 
Homophobie und Transfeindlichkeit effektiv bekämpfen sollte. Nun werden 
wir uns dafür einsetzen, dass solcher Aktionsplan aufbauend auf Erfahrungen 

aus den Ländern klar formulierte Ziele - darunter auch Selbstverpflichtungen der öffentlichen 
Stellen – enthält und finanziell langfristig abgesichert ist.“ 
 
FDP  

 
„Ein Nationaler Aktionsplan muss sich an klar definierten, messbaren und 
terminierten Zielen orientieren und über Äußerungen des guten Willens und 
Schauaktivitäten hinausgehen. Antidiskriminierung muss dabei als 
Querschnittsaufgabe aller staatlichen Ebenen und Einrichtungen verstanden 
werden. Die Koalition in Nordrhein-Westfalen etwa verstärkt ihre Anti-
Gewalt-Arbeit. Dazu wird analog zum Aktionsplan „Gewalt gegen Mädchen 

und Frauen“ ein Aktionsplan „Gewalt gegen Jungen, Männer und LSBTTI“ entwickelt. LSBTI 
müssen selbstverständlicher Teil der übergreifenden Anti-Gewalt-Arbeit werden. Der 
Nationale Aktionsplan muss alle Akteure auf konkrete Maßnahmen verpflichten. Dazu gehören 
zum Beispiel die Aufnahme und Fortsetzung von LSBTI-Projekten in der Schulaufklärung, 
Jugend- und Seniorenarbeit, wie auch entsprechende Schulungs- und 
Sensibilisierungsmaßnahmen für Polizei- und Sicherheitskräfte.“ 
 
AfD 

„Wir unterstützen Erziehung zu liberalen und konservativen Werten: 
Toleranz, Mitgefühl, Verantwortung sind selbstverständlich. Die 
Thematisierung der Vielfalt unterschiedlicher sexueller Orientierungen soll 
aus unserer Sicht kein Tabu sein. lm Schulunterricht sollen Homo- und 
Transsexualität auf keinen Fall ausgespart werden. 
 

Aber: Hier gilt nicht ideologisch vorzugehen. Pädagogen sollten Schülern nichts ,,aufdrängen", 
was sie über dieses Thema nicht wissen möchten. Die persönliche Auseinandersetzung der 
Schüler mit der eigenen Sexualität ist eine zutiefst private Angelegenheit, zu der sie nicht 
gedrängt werden dürfen. Die Elternrolle wollen wir insgesamt gestärkt sehen. Deshalb lehnen 
wir die gegenwärtige Form der sogenannten Bildungspläne ab. 
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Eine einseitige Hervorhebung der Homo- und Transsexualität im Unterricht, wie sie die 
sogenannte ,,Sexualpädagogik der Vielfalt" praktiziert, stellt einen unzulässigen Eingriff in die 
natürliche Entwicklung unserer Kinder und in das vom Grundgesetz garantierte Elternrecht auf 
Erziehung dar. Dadurch werden Kinder und Jugendliche - oft von schulfremden Personen und 
meist gegen den Willen ihrer Eltern - in Bezug auf ihre sexuelle ldentität verunsichert, 
überfordert und in ihren Schamgefühlen verletzt. 
 
Die AfD stellt sich allen Versuchen klar entgegen, durch staatlich geförderte 
Umerziehungsprogramme in Kindergärten und Schulen das bewährte, traditionelle Familienbild 
zu beseitigen.  
 
Unsere Kinder dürfen nicht zum Spielball der sexuellen Neigungen einer lauten Minderheit 
werden. Das ideologische Experiment der Frühsexualisierung ist sofort zu beenden.“ 
 
 
 
 
Legende 

 

 


